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Die Satzung 
 

Homöopathen ohne Grenzen e. V.  
Homeopaths without Borders e.V. 

Stand 10/2025 
 

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 
 

1.1 Der Verein trägt den Namen „Homöopathen ohne Grenzen e.V.“ 
(Homeopaths without Borders e.V.) 
 

1.2 Der Verein hat seinen Sitz in Hamburg. 
 

1.3 Der Verein wird in das Vereinsregister beim Amtsgericht Hamburg eingetragen. 
 

1.4 Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
 

§ 2 Zweck des Vereins 
 

2.1 Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 

 

2.1.1 Die Förderung der Wissenschaft in Lehre und Forschung auf dem Gebiet der klassischen 
Homöopathie. 

 

2.1.2 Die Förderung der öffentlichen Gesundheitspflege durch Verbreitung und praktische 
Anwendung der Homöopathie. 

 

2.1.3 Die Förderung der Entwicklungszusammenarbeit. 
 

2.1.4 Die Förderung der Völkerverständigung. 
 

2.1.5 Sowie die Mittelbeschaffung für die Verwirklichung dieses steuerbegünstigten Zweckes durch 
andere steuerbegünstigte Körperschaften und Körperschaften des öffentlichen Rechts. 

 

2.2 Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch folgende Aktivitäten: 
 

2.2.1 Der Zweck der Förderung der Wissenschaft in Lehre und Forschung auf dem Gebiet der 
klassischen Homöopathie durch: 

 

2.2.1.1 die Unterstützung wissenschaftlicher Arbeiten und Forschungsvorhaben auf dem Gebiet der 
Anwendung und Weiterentwicklung der Homöopathie sowie Dokumentation entsprechender 
Arbeiten und Forschungsvorhaben. 
 

2.2.1.2 die Förderung, Vergabe und finanzielle Unterstützung von Forschungs- und Pilotprojekten, 
Quellenforschung, Arzneimittelprüfung auf dem Gebiet der Homöopathie und Förderung der 
Erstellung von Wirkungsnachweisen homöopathischer Mittel. 

 

2.2.1.3 den Betrieb einer eigenen wissenschaftlichen Forschungs- und / oder Lehreinrichtung bzw. 
Beteiligung oder Förderung an dem Betrieb einer solchen Einrichtung. 

 

2.2.2 Der Zweck der Förderung der öffentlichen Gesundheitspflege durch:
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2.2.2.1 die Organisation eigener Veranstaltungen und Beteiligung an einschlägigen Veranstaltungen 
anderer Träger, welche diesem Zweck dienen, sowie die Förderung der Diskussion neuer 
Erkenntnisse und deren Weitergabe und Verbreitung im Rahmen der ärztlichen oder sonstigen 
beruflichen oder fachlichen Aus-, Weiter- und Fortbildung durch Seminare, Kongresse und 
sonstige Veranstaltungen bzw. Veröffentlichung hierüber in Fachbüchern, Fachzeitschriften und 
dergleichen. Ferner sollen der Erfahrungsaustausch unter den Patient_innen (Selbsthilfeaspekt) 
und unter den Therapeut_innen (Weiterbildungsaspekt) gefördert werden. 

 

2.2.3 Der Zweck der Förderung der Entwicklungszusammenarbeit im Sinne einer Förderung der 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklung in Entwicklungsländern durch die Leistung 
humanitärer Hilfe, insbesondere in Krisenregionen, sowie die Bekämpfung von Krankheit und 
Armut in Entwicklungsländern. Der Verein wird in diesem Sinne nicht ausschließlich auf dem 
Gebiet der direkten Gesundheitsvorsorge tätig, sondern unterstützt darüber hinaus auch 
Ausbildungs- und Arbeitsprojekte auf dem Gebiet der Homöopathie. 
 

2.2.4 Der Zweck der Förderung der Völkerverständigung durch: 
 

2.2.4.1 die Unterstützung, die der Verein als deutscher Verein weltweit, insbesondere in Krisenregionen 
und Entwicklungsländern, leistet. 

 

2.2.4.2 durch Informationsveranstaltungen über die Gegebenheiten in Krisenregionen und 
Entwicklungsländern (beispielsweise Abendveranstaltungen, Seminare, Kongresse), die der 
Verein in Deutschland durchführt. 

 

2.2.5 Um die vorstehenden Ziele auf internationaler Ebene effektiv zu unterstützen, kann der Verein 
sich an internationalen homöopathischen Verbänden beteiligen und ist berechtigt, an diese 
Mitgliedsbeiträge zu leisten. 

 
 

§ 3 Verwendung der Mittel 
 

3.1 Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
 

3.2 Die Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die 
Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins. 

 

3.3 Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 

3.4 Die Weiterleitung von Mitteln an eine ausländische Hilfsperson oder Körperschaft erfolgt nur, 
sofern sich die/der Empfänger_in verpflichtet, jährlich spätestens vier Monate nach Abschluss 
eines jeden Geschäftsjahres einen detaillierten Rechenschaftsbericht über die Verwendung der 
vom Verein erhaltenen Mittel vorzulegen. Ergibt sich aus diesem Rechenschaftsbericht nicht, 
dass mit diesen Mitteln ausschließlich die satzungsmäßigen Zwecke des Vereins verfolgt werden 
oder kommt die/der Empfänger_in der Mittel der Pflicht zur Vorlage des Rechenschaftsberichts 
nicht nach, wird die Weiterleitung der Vereinsmittel unverzüglich eingestellt. 

 

3.5 Mitglieder - auch Vorstandsmitglieder - können für ihre Tätigkeit für die Erfüllung der 
Satzungszwecke des Vereines gem. § 3 Nr. 26 a EStG die steuerlich zulässigen 
Aufwandsentschädigungen in angemessener Höhe erhalten. Die Entscheidung hierüber trifft der 
Vorstand, auch über die Bedingungen und Höhe der Aufwandsentschädigungen. Für die 
Vereinbarung mit Vorstandsmitgliedern ist die Mitgliederversammlung allein zuständig.
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§ 4 Erwerb der Mitgliedschaft 
 

4.1 Mitglieder können natürliche und juristische Personen werden. Die Mitgliedschaft kann als 
ordentliche Mitgliedschaft und als Fördermitgliedschaft erworben werden. 

 

4.2 Der Antrag auf Aufnahme in den Verein ist an den Vorstand in Textform zu richten, der über die 
Aufnahme entscheidet. Die Ablehnung eines Aufnahmeantrags ist mit einer Begründung zu 
versehen. Der betroffenen Person steht Berufung an die nächste ordentliche 
Mitgliederversammlung innerhalb eines Monats nach Ablehnung zu, die dann endgültig über 
den Antrag entscheidet. Über das zustehende Recht wird in der Ablehnung unterrichtet. Über 
den Antrag entscheidet die Mitgliederversammlung mit einer Dreiviertelmehrheit. 

 

4.3 Eine Ehrenmitgliedschaft kann durch Vorstandsbeschluss verliehen werden. 
 
 

§ 5 Ende der Mitgliedschaft 
 

5.1 Jede Mitgliedschaft endet durch eine Austrittserklärung in Textform an den Vorstand mit einer 
Frist von 12 Wochen zum Ende des Kalenderjahres. 
 

5.2 Jede Mitgliedschaft erlischt durch den Tod oder durch Auflösung des Mitglieds. Sie erlischt 
auch, wenn ein Mitglied mit mehr als zwei Jahresbeträgen im Rückstand ist und dieser auf 
eine Mahnung nicht innerhalb einer Frist von einem Monat getilgt wird. 

 

5.3 Ein Mitglied kann, wenn es gegen die Vereinsinteressen gröblich verstoßen hat, durch 
Beschluss des Vorstandes aus dem Verein ausgeschlossen werden. Vor der 
Beschlussfassung ist dem Mitglied unter Setzung einer angemessenen Frist Gelegenheit zu 
geben, sich persönlich vor dem Vorstand oder in Textform zu rechtfertigen. 

 
 

§ 6 Vereinsbeiträge 
 

6.1 Die Mitglieder sind zur Zahlung von Beiträgen verpflichtet, deren Höhe von der 
Mitgliederversammlung festgelegt wird. 

 
 

§ 7 Organe und Gliederungen 
 

7.1 Organe des Vereins sind der Vorstand und die Mitgliederversammlung. 
 
 

§ 8 Vorstand 
 

8.1 Der Vorstand besteht aus 2 bis 6 Mitgliedern. Ein Vorstandsamt kann nur von 
Vereinsmitgliedern bekleidet werden. 

 

8.2 Der Verein wird gemäß § 26 BGB jeweils durch zwei Vorstandsmitglieder gemeinsam 
vertreten. 

8.3 Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf drei Jahre mit einfacher 
Mehrheit gewählt. Eine Wiederwahl ist möglich. Der amtierende Vorstand bleibt so 
lange im Amt, bis ein neuer Vorstand gewählt wird. 
 

8.4 Scheidet ein Vorstandsmitglied durch Austritt aus dem Verein oder Amtsniederlegung 
vor Ablauf der Amtszeit aus, berufen die verbleibenden Vorstandsmitglieder bis zur 
nächsten Mitgliederversammlung einen Nachfolger. 
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8.5 Satzungsänderungen, die von Aufsichts-, Gerichts- oder Finanzbehörden aus formalen 
Gründen verlangt werden, kann der Vorstand von sich aus vornehmen. 

 
 

§ 9 Die Mitgliederversammlung 
 

9.1 Die Mitgliederversammlung soll einmal im Jahr unter Mitteilung der Tagesordnung durch den 
Vorstand mit einer Frist von zwei Wochen einberufen werden. Die Einladung zur 
Mitgliederversammlung erfolgt in Textform. 
 

9.2 Weitere Mitgliedsversammlungen müssen vom Vorstand jederzeit einberufen werden, wenn 
mindestens ein Drittel der Mitglieder dies unter Angabe der Tagesordnung verlangt. 

 

9.3 Die Mitgliederversammlung fasst ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit, es sei denn die 
Satzung regelt etwas anderes. Die fördernden Mitglieder und Ehrenmitglieder haben ein 
Anwesenheits- und Mitspracherecht, jedoch kein Stimmrecht. Jedes ordentliche Mitglied 
verfügt über eine Stimme. Das Stimmrecht kann auch durch Vorlage einer Vollmacht in 
Textform ausgeübt werden. Ein Mitglied kann maximal zwei weitere Stimmen auf sich 
vereinen. 

 

9.4 Beschlüsse über Satzungsänderungen bedürfen einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
anwesenden Mitglieder. 

 

9.5 Über den Verlauf der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll zu führen, das von einem 
Vorstandsmitglied und der/dem Protokollführer_in zu unterzeichnen ist. 

 

9.6 Der Mitgliederversammlung sind die Jahresrechnung und der Jahresbericht zur 
Beschlussfassung über die Genehmigung und die Entlastung des Vorstandes vorzulegen. Die 
Mitgliederversammlung beschließt über die Entlastung des Vorstandes. 

 
 

§ 10 Auflösung 
 

10.1 Für Beschlüsse über Satzungsänderungen ist eine Zweidrittelmehrheit, für Beschlüsse über 
die Auflösung des Vereins ist hingegen eine Dreiviertelmehrheit der in der 
Mitgliederversammlung anwesenden ordentlichen Mitglieder erforderlich. 

 

10.2 Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen 
des Vereins an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder eine andere 
steuerbegünstigte Körperschaft zwecks Verwendung für Förderung der öffentlichen 
Gesundheitspflege. 

 

10.3 Die letzte Mitgliederversammlung, die über die Auflösung des Vereins beschließt, möge sich 
bei der Wahl des Heimfallberechtigten an den Zweckbetrieb des Vereins gemäß § 2 
orientieren. 

 

 


